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Teheran dreht den Spieß um. Genau 
ein Jahr nach dem Rückzug der USA 
aus dem Atomabkommen verkündete 
der iranische Präsident Hassan Rohani  
am 8. Mai, dass sein Land ab sofort 
Teile der Abmachung nicht mehr um-
setzen wird. Damit spitzt sich der Kon-
flikt um das iranische Atomprogramm 
gefährlich zu: Sollte das Abkommen 
vollends scheitern, droht die sicher-
heitspolitische Lage in der Region zu 
eskalieren. Noch ist es nicht zu spät, 
ein solches Szenario zu verhindern. Um 
die Vereinbarung zu retten, bedarf es 
aber eines erheblichen Kraftakts, vor 
allem von den Europäern. 

Aus Mangel an Optionen

Irans partieller Rückzug kam nicht un-
vermittelt. Schon als sich die USA im 
vergangenen Jahr nicht länger an die 
Atomvereinbarung gebunden fühlten, 
wollten in Teheran die internen Kri-
tiker des Abkommens mit sofortigen 
Gegenmaßnahmen reagieren. Die ira-
nische Führung entschied sich jedoch 
anders. Man werde sich in „strategi-
scher Geduld“ üben, lautete damals 
die Devise. Teheran setzte darauf, dass 
es europäischen Staaten gelingen wür-
de, die Folgen der US-amerikanischen 
Sanktionspolitik abzufedern. Doch 
seit dem Rückzug Washingtons haben  
sich die wirtschaftspolitischen Bedin-
gungen für Iran kontinuierlich ver-
schlechtert. 

Der EU ist es trotz einer Reihe von 
Maßnahmen nicht gelungen, Iran eine 
substanzielle wirtschaftliche Erleich-
terung zu verschaffen. Zwar haben eu-
ropäische Staaten immer wieder be-
tont, weiterhin an der Vereinbarung 

festhalten zu wollen. In der Praxis hat 
sich ihr Einsatz für die iranische Bevöl-
kerung aber nicht bemerkbar gemacht. 
Im Gegenteil: Sie leidet massiv unter 
den Sanktionen. So ist die Inflationsra-
te zwischenzeitlich auf 50 Prozent ge-
stiegen, Lebensmittelpreise und Wohn- 
kosten sind explodiert. Vor allem aber 
hat Washingtons scharfer Kurs Irans 
Ölexporte hart getroffen, die die wich-
tigste Einnahmequelle des Staates 
darstellen. 

Die größten Ölabnehmer des Landes 
befinden sich in Asien. Doch aufgrund 
der Energiesanktionen fällt es Tehe- 
ran schwer, größere Mengen in Länder 
wie Indien, China oder Südkorea zu 
exportieren. An europäische Kunden 
wie Italien, Griechenland oder Frank-
reich fließt aus dem gleichen Grund 
ohnehin schon lange kein Öl mehr. 
Während Washington einigen Staaten 
noch bis April 2019 Ausnahmegeneh-
migungen erteilt hatte, um weiterhin 
Öl aus Iran beziehen zu können – wenn 
auch in reduzierten Mengen –, wurden 
diese Genehmigungen im Mai aus-
gesetzt. Iran wird es in Zukunft somit 
noch schwerer fallen, selbst auf seinem 
wichtigsten Markt in Asien Abnehmer 
zu finden. Dennoch hielt das Land bis-
lang am Atomabkommen fest.

Ihre „strategische Geduld“ verlor 
die Teheraner Führung offenkundig 
erst, als die USA vor wenigen Wochen 
ankündigten, auch den Export von 
Nuklearmaterialien zu sanktionieren. 
Diese Sanktionen haben unmittelbare 
Folgen für die Umsetzung des Atomab-
kommens. Denn dieses sieht für leicht 
angereichertes Uran und Schwerwas-
ser spezifische Bestandsobergrenzen 
vor, die Iran nicht überschreiten darf. 
Überschüssiges Nuklearmaterial hat 

Azadeh Zamirirad

Teherans Flucht nach vorn
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das Land in der Vergangenheit daher 
in Länder wie Russland oder den Oman 
exportiert. Das ist nun nicht mehr oh-
ne weiteres möglich. Damit tritt die 
US-Sanktionspolitik gegenüber Iran 
in eine neue Phase ein. Nun wird das 
Land nicht nur verstärkt wirtschaftspo-
litisch isoliert, sondern obendrein aktiv 
darin eingeschränkt, seinen Verpflich-
tungen aus der Atomvereinbarung 
nachzukommen. Teheran entschied 
sich für die Flucht nach vorn und kün-
digte an, eben jenen Bestimmungen 
nicht länger nachkommen zu wollen, 
deren Umsetzung durch US-Sanktio-
nen ohnehin behindert wird. 

Iran hat den übrigen Verhandlungs-
parteien nun eine Frist bis Anfang  
Juli gesetzt, um Lösungen zu finden. 
Andernfalls werde es weitere Teile des 
Abkommens aussetzen. Die Teheraner 
Führung beruft sich dabei auf Artikel 
26 der Vereinbarung.1 Dieser besagt, 
dass Iran im Falle von Verstößen durch 
die anderen Verhandlungsparteien die 
Vereinbarung partiell oder vollständig 
aussetzen wird. Damit hält der Artikel 
aber lediglich Irans Absichten fest. Ein 
derartiges Recht wird Teheran nicht 
zugesprochen. 

Die Europäisch Union hat das Ulti-
matum umgehend zurückgewiesen.2 
Tatsächlich spricht viel dafür, dass Te-
heran vor allem darauf spekuliert, mit 
Verweis auf Artikel 26 die Obergren-
zen für die Lagerung von Nuklearma-
terialien überschreiten zu dürfen. Dies 
dürfte sich jedoch als erhebliche Fehl-
kalkulation erweisen. Denn sollte die 
Internationale Atomenergieorganisa-
tion (IAEO) in ihrem nächsten Quar-
talsbericht zum Ergebnis kommen, 
dass Iran signifikant gegen das Atom-
abkommen verstoßen habe, bleibt der 
EU keine andere Wahl, als die Ver-
einbarung komplett aufzukündigen. 

1	 Vgl. Artikel 26 der die Atomvereinbarung: 
Joint Comprehensive Plan of Action, Wien, 
14.7.2015, https://eeas.europa.eu.

2	 Vgl. die gemeinsame Stellungnahme der 
EU-Außenbeauftragten und der Außenminis-
ter Frankreichs, Deutschlands und Großbri-
tanniens, 9.5.2019, https://eeas.europa.eu.

Schließlich haben die europäischen 
Verhandlungsparteien stets betont, 
dass sie das Abkommen nur solange 
unterstützen werden, wie sich Teheran 
daran hält. 

Drohende Eskalation 

Sollte das Atomabkommen in den kom-
menden Monaten aber vollends schei-
tern, könnte die Lage in der Region 
gefährlich eskalieren. Ohne die Ver-
einbarung kann die IAEO nicht länger 
überprüfen, ob Irans Atomprogramm 
rein zivilen Zwecken dient. In einem 
solchen Fall wäre es unerheblich, ob 
das Land tatsächlich nach Nuklear-
waffen strebt oder nicht. Schon die 
Ungewissheit über dessen Atompro-
gramm wäre nicht nur für Regional-
mächte wie Saudi-Arabien oder Israel 
ein nicht hinnehmbarer Zustand, son-
dern auch für die Vereinigten Staaten. 
Washington dürfte in einem solchen 
Fall gezielte Militärschläge gegen ira-
nische Nuklear-anlagen in Erwägung 
ziehen. 

Auf derartige Angriffe könnte Te-
heran mit Gegenmaßnahmen in der 
Region reagieren. Die Islamische Re-
publik hat ihren dortigen geopoliti-
schen Handlungsspielraum spätes-
tens seit dem Arabischen Frühling von  
2010/2011 erheblich erweitert: Iran ver- 
fügt über ein weitverzweigtes Netz-
werk an nicht-staatlichen Verbünde-
ten, das sich vom Irak über Syrien bis 
zum Libanon erstreckt. Der Islami-
schen Republik stehen dabei zahlrei-
che Mittel für Vergeltungsschläge zur 
Verfügung: Sie kann mit Hilfe der His-
bollah vom Libanon aus ein ganzes 
Arsenal an Raketen auf Israel abfeu-
ern, Cyberattacken gegen saudische 
Infrastruktur starten oder Anschläge 
auf US-Soldaten im Irak verüben las-
sen. Die Eskalation könnte so den ge-
samten Nahen und Mittleren Osten er-
fassen.

Wenn das Abkommen scheitert, 
droht überdies ein nuklearer Rüstungs-
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wettlauf am Persischen Golf. Saudi- 
Arabien und die Vereinigten Arabi-
schen Emirate haben wiederholt deut-
lich gemacht, dass sie eigene Nuklear- 
programme initiieren könnten. Beson-
ders bedrohlich würde sich die Situa-
tion entwickeln, wenn Iran nach dem 
Ende der Atomvereinbarung auch noch  
aus dem Nichtverbreitungsregime aus-
treten würde. Dann könnte ein nordko-
reanisches Szenario drohen, in dem die 
Islamische Republik offen nach dem 
Erwerb von Nuklearwaffen strebt. 

Zu guter Letzt würde ein gescheiter-
tes Abkommen auch die Chancen sen-
ken, dass mit Iran auf anderen Kon-
fliktfeldern diplomatische Lösungen 
gefunden werden. Die iranischen Be-
fürworter des Abkommens stehen im 
eigenen Land unter massivem Druck, 
insbesondere die Regierung um Prä-
sident Rohani. Der Einfluss der Prag-
matiker nimmt bereits deutlich ab, die 
Hardliner befinden sich hingegen im 
Aufwind. 

Deren Aussichten stehen gut, die 
Parlamentswahlen im Februar 2020 so-
wie die Präsidentschaftswahlen 2021 
für sich zu entscheiden. Die Bedingun-
gen für Neuverhandlungen des irani-
schen Atomprogramms oder Gesprä-
che über Irans ballistisches Raketen-
programm würden sich damit spürbar 
verschlechtern. 

Schon jetzt ist Teherans Kompro-
missbereitschaft deutlich gesunken. 
Sollte das Abkommen scheitern, be-
stehen für die iranische Führung kaum 
noch Anreize, sich auf neue Überein-
künfte einzulassen. Denn Iran könn-
te sich nicht darauf verlassen, dass 
diese länger Bestand hätten als das  
Atomabkommen. Revolutionsführer Ali  
Khamenei schloss daher auch unlängst 
Verhandlungen mit Washington aus.3 
Gleichzeitig machte er deutlich, dass 
Iran keine direkte militärische Kon-
frontation mit den Vereinigten Staaten 
sucht. 

3	 Vgl. Neither a war will happen; nor will we 
negotiate: Imam Khamenei, 14.5.2019, https://
english.khamenei.ir. 

Wie Europa das Abkommen noch 
retten kann

Das sich derzeit noch bietende Zeit-
fenster kann und muss daher vor allem 
die Europäische Union nutzen. Bislang 
hat Teheran nur angekündigt, Ober-
grenzen für Nuklearmaterialien nicht 
mehr einhalten zu wollen. Und noch 
sind diese Grenzen nicht erreicht. Die 
EU sollte daher so rasch wie möglich 
sicherstellen, dass es nicht zu einem 
Verstoß durch Iran kommt. Die Euro-
päer sollten Teherans Auslegung von 
Artikel 26 zurückweisen und unmiss-
verständlich signalisieren, dass sig-
nifikante Verstöße gegen das Abkom-
men nicht mit US-Sanktionen verrech-
net werden können, sondern zwingend 
zum Ende der Vereinbarung führen. 
Gleichzeitig kann die EU anbieten,  
das leicht angereicherte Uran und 
Schwerwasser abzunehmen, das Iran 
aufgrund von US-Sanktionen nicht 
länger exportieren kann. Damit wür-
den die Europäer zum einen Iran  
dabei unterstützen, seinen Verpflich-
tungen aus der Atomvereinbarung 
nachzukommen. Zum anderen könn-
ten sie damit verhindern, dass Iran die 
US-Sanktionen als Argument dafür 
nutzt, seine eigenen Verpflichtungen 
aufzukündigen. 

Von besonderer Symbolkraft wäre 
darüber hinaus eine Reise der Au-
ßenminister der sogenannten E3 – 
Deutschland, Frankreich und Groß-
britannien – nach Teheran.4 Für eine  
solche Geste gibt es einen Präzedenz-
fall: Als 2003 in Europa die Sorge be-
stand, dass es zu einer militärischen 
Intervention der USA im Iran kom-
men könnte, reisten drei europäische 
Außenminister nach Teheran, um den 
Konflikt um das iranische Atompro-
gramm zu entschärfen. Ihr Besuch 
stellte den Beginn eines Prozesses dar, 
an dessen Ende mehr als zehn Jah-

4	 Vgl. Oliver Meier und Azadeh Zamirirad, Was 
Europa jetzt noch tun kann, um das Atomab-
kommen mit Iran zu retten, www.swp-berlin.
org, 9.5.2019.
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re später ein Atomkompromiss stand. 
Auch heute können die Europäer ei-
ne derartige Rolle einnehmen. Sie soll-
ten dabei idealerweise von der EU-Au-
ßenbeauftragten Federica Mogherini 
sowie den Außenministern Russlands 
und Chinas begleitet werden, um so 
dem Besuch noch größeres Gewicht zu 
verleihen. 

Die erforderliche Wende

Die iranische Führung kann nur dann 
davon überzeugt werden, weiterhin am 
Atomabkommen festzuhalten, wenn 
ihr zudem ein glaubwürdiger Maß-
nahmenkatalog vorgelegt wird, der 
mittel- und langfristig den Handel mit 
Iran normalisiert. Eine solche Norma-
lisierung ist gewiss nicht innerhalb der 
von Teheran gesetzten Frist von sech-
zig Tagen möglich. Allerdings kann 
die EU gegenüber Iran zumindest den 
klaren Anspruch formulieren, auf lan-

ge Sicht zum gemeinsamen Ölhandel 
zurückzukehren. 

Gleichzeitig müssen die Europä-
er deutliche Signale nach Washington 
senden. So sollten sie öffentlich aus-
schließen, dass sich europäische Staa-
ten unter den derzeitigen Bedingun-
gen an militärischen Angriffen auf 
Iran beteiligen. Dies schließt ein, den 
USA die Nutzung ihrer europäischen 
Stützpunkte für derartige Angriffe zu 
verweigern. 

Doch selbst wenn all diese Heraus-
forderungen gemeistert werden, blie-
be die Atomvereinbarung ein insta-
biles Gebilde. Wirklich beilegen lässt 
sich die derzeitige Krise nur dann, 
wenn die USA sich wieder zur Atom-
vereinbarung mit Iran bekennen. Die 
derzeitige US-Regierung scheint al-
lerdings nicht gewillt, diesen Schritt 
zu gehen. Daher braucht es zu-
nächst einen Wechsel in der US-Ad-
ministration. Mehrere Anwärterin-
nen und Anwärter der US-Demokra-
ten für den Präsidentschaftswahl-
kampf haben bereits erkennen lassen, 
dass sie im Falle ihres Wahlsieges im 
Jahr 2020 eine Rückkehr zum Atom- 
abkommen mit Iran befürworten  
würden. In diesem Fall sollten die Eu-
ropäer Washington anbieten, eine Wie-
deraufnahme in die Gruppe der Ver-
einbarungsparteien aktiv zu unter- 
stützen.

Weil ein Sieg der Demokraten aber 
alles andere als sicher ist, muss Euro-
pa schon heute weitere Schritte unter-
nehmen, um auf lange Sicht mehr Ge-
wicht in der internationalen Politik zu 
erhalten. Dies schließt nicht zuletzt 
ein, unabhängig vom US-Dollar agie-
ren und sich gegen extraterritoriale 
Sanktionen zur Wehr setzen zu kön-
nen – etwa durch die Etablierung einer 
genuinen europäischen Zentralbank, 
die tatsächlich autonom agieren kann. 
Derartige Schritte sind letztlich unab-
dingbar für eine EU, die für sich den 
Anspruch erhebt, außenpolitisch un-
abhängig und handlungsfähig zu sein 
– auch gegenüber den USA. 
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